
samkeit von 100 Erziehungsrechts­
entscheidungen in Ehescheidungs­
verfahren aus dem Jahre 1966 unter 
dem Gesichtspunkt untersucht, wie 
hier die Umgangsbefugnis wahrge­
nommen wurde./З/ Dabei sind wir zu 
folgenden Feststellungen und Schluß­
folgerungen gekommen, die von all­
gemeinem Interesse sein dürften:
Die Erziehungsberechtigten waren in 
40% der Fälle bereits wieder neue 
Ehen eingegangen, die sich fast aus­
schließlich positiv auf die Entwick­
lung der Kinder auswirkten. Die 
veränderten Familienverhältnisse 
führten kaum zur Einschränkung 
des Umgangs des nichterziehungs- 
berechtigten Elternteils mit den Kin­
dern.
In 45% der überprüften Fälle hat 
bzw. hatte der nichterziehungsbe- 
rechtigte Elternteil Umgang mit dem 
Kind. Die Befragung der Eltern 
zeigte, daß dort, wo das Verlangen 
nach persönlichem Umgang mit den 
Kindern besteht, beim Nichterzie­
hungsberechtigten Gefühlsbindungen 
zu ihnen vorhanden sind, die sich 
auch weiterhin erhalten lassen. 
Selbst wenn er nach Auflösung der 
Ehe keine konkreten Erziehungsauf­
gaben mehr hat, kann er in der Regel 
doch auf Grund des früheren Zusam­
menlebens in der Familie beurteilen, 
wo für ihn Möglichkeiten bestehen, 
durch Anregungen und Impulse im 
Interesse der Kinder wirksam zu 
werden.
Unsere Untersuchung ergab, daß die 
Kinder durch den Umgang in 18% 
der Fälle erkennbar positiv erziehe­
risch beeinflußt wurden; in 4% 
führte ein nachteiliger Einfluß zum 
Abbruch des Umgangs, in 78% der 
Fälle lag kein spürbarer erzieheri­
scher Einfluß vor. Dazu ist zu sagen, 
daß es für den Nichterziehungsbe­
rechtigten natürlich schwer ist, bei 
einem Umgang, der in der Regel et­
wa ein- oder zweimal monatlich er­
folgt, Erziehungsprobleme sofort zu 
erkennen und darauf einzuwirken. 
Der Erziehungsberechtigte ist auch 
nicht immer bereit, gutgemeinte Rat­
schläge entgegenzunehmen. Er fühlt 
sich zumeist allein oder mit Hilfe 
staatlicher Einrichtungen in der 
Lage, alle Erziehungsprobleme zu 
meistern. Das Verlangen nach Un­
terstützung durch den Nichterzie­
hungsberechtigten war kaum vor­
handen.
Die Untersuchungen zeigten, daß der 
Umgang hauptsächlich auf die Er­
haltung der Gefühlsbindungen ge­
richtet war, die sich aber in vielen 
Fällen im Verlauf der Jahre ab­
schwächten. So ist im 1. Halbjahr 
nach der Ehescheidung regelmäßiger 
Umgang mit den Kindern in 28%. 
im 2. Halbjahr nur noch in 23 % und 
nach 4jähriger Trennung in 20 % der 
Fälle vorhanden gewesen. Unregel-

/3/ Wir haben die Untersuchungen in 
ähnlicher Form durchgeführt wie das 
Kreisgericht Flöha (vgl. Hanschmann in 
NJ 1969 S. 775 f.). Allerdings wurde der 
Fragespiegel unter dem Blickpunkt der 
erzieherischen Möglichkeiten des Gerichts 
wesentlich erweitert.

mäßiger Umgang ist ungefähr in den 
gleichen Prozentgrößen vorhanden. 
In 55% der untersuchten Fälle hat 
der nichterziehungsberechtigte El- 
temteil keinen Umgang./4/ Die Ur­
sachen für den Abbruch der Bezie­
hungen des Nichterziehungsberech­
tigten zum Kind nach der Eheschei­
dung sind sehr vielseitig und lassen 
sich nicht verabsolutieren. Meist 
wirken die Scheidungsgründe wei­
ter; aber auch die neuen Lebensbe­
dingungen spielen eine große Rolle. 
Ein maßgeblicher Faktor ist oft die 
Verhärtung der Standpunkte der ge­
schiedenen Ehegatten. Zum Teil wa­
ren auch Kinder, die in der Vergan­
genheit Auseinandersetzungen der 
Eltern oder Pflichtverletzungen eines 
Elternteils gegenüber den familiären 
Aufgaben bewußt miterlebten, von 
sich aus nicht mehr bereit, den Um­
gang mit dem anderen Elternteil zu 
pflegen.
Soweit Väter das Erziehungsrecht 
für Kinder erhielten, haben die Müt­
ter in keinem Fall die Umgangsbe­
fugnis wahrgenommen. Solche Er­
ziehungsrechtsentscheidungen führen 
meist zum völligen Entzweien der 
früheren Ehegatten.
Die Untersuchungen lassen eine ge­
wisse Konstanz in der Verwirkli­
chung der Umgangsbefugnis erken­
nen. Sie weist auf die entscheidende 
Bedeutung hin, die dem Bemühen 
des Gerichts zukommt, in j e d e m  
Scheidungsverfahren zu prüfen, ob 
eine Einigung der Eltern über die 
Umgangsbefugnis möglich ist.
Zur wirksamen Gestaltung der künf­
tigen Erziehungsverhältnisse bedarf 
es der verantwortungsbewußten 
Feststellung und Beurteilung a l l e r  
maßgeblichen Umstände, die in Be­
ziehung zur weiteren Erziehung und 
Entwicklung der Kinder stehen. 
Darin liegt ein beachtlicher Beitrag 
der Gerichte zur Gewährleistung der 
Persönlichkeitsbildung der Kinder. 
Von der sorgfältigen Aufklärung 
aller Umstände hängt die richtige 
Auswahl des Erziehungsberechtigten 
ab. Sie vermittelt aber zugleich auch 
Gesichtspunkte für die wichtige 
Frage des Umgangs des Nichterzie­
hungsberechtigten mit den Kindern. 
Durch die Wahrnehmung des Um­
gangs soll die Erziehung und Ent­
wicklung der Kinder gefördert wer­
den. Dazu gehört, daß auch der 
Nichterziehungsberechtigte eine ge­
wisse Vorbildwirkung den Kindern 
gegenüber auszuüben vermag und 
das sozialistische Erziehungsziel un­
terstützt. Der Abschluß gerichtlicher 
Vereinbarungen über die Umgangs­
befugnis hilft den Eltern, die Pro­
bleme der weiteren Erziehung der 
Kinder zu erkennen. Der erzieheri­
schen Einflußnahme des Gerichts 
darauf, daß die geschiedenen Ehe­
gatten es verstehen, ihre Beziehun­
gen zu versachlichen und in einem 
Punkt, und zwar in der Erziehung
/4/ Damit wurde ein ähnliches Ergebnis 
festgestellt wie in den vom Kreisgericht 
Flöha untersuchten Fällen, wo in 52,2 % 
der Verfahren der Nichterziehungsbe­
rechtigte keinen Umgang mit dem Kind 
hatte.

der Kinder, übereinstimmende und 
den Kindern dienliche Auffassungen 
zu vertreten, kommt erstrangige Be­
deutung zu.
Die Kernfrage für die Wahrneh­
mung der Umgangsbefugnis sind die 
objektiven Interessen des Kindes. 
F u n k e  hat auf einige für unsere 
Fragestellung wichtige Kriterien 
aufmerksam gemacht./5/ Ausgehend 
davon, daß die Familientrennung — 
zu der ja die Scheidung führt, wenn 
aus der Ehe Kinder hervorgegangen 
sind — von den Kindern nicht in 
gleicher Weise wahrgenommen und 
erlebt wird, kann man von zwei 
Gruppen sprechen, die einer unter­
schiedlichen Wertung der Umgangs­
befugnis bedürfen:
1. Das Kind (bzw. die Kinder) hat 
das Leben in der vollständigen Fa­
milie bewußt erlebt; es bestanden 
also Beziehungen zu beiden Eltern­
teilen. Sind die Beziehungen des 
Kindes zum Nichterziehungsberech­
tigten positiv, so leidet es in der 
Regel unter der Trennung seiner 
Eltern, und es wird den Weggang 
des Nichterziehungsberechtigten als 
Verlust empfinden. Die Eltern soll­
ten hier bewogen werden, eine sinn­
volle Umgangsregelung zu treffen.
2. Das Kind (bzw. die Kinder) hat 
das Leben in der vollständigen Fa­
milie nicht bewußt erlebt, und der 
aus der Familie ausgeschiedene El­
ternteil spielt in seinem sozialen 
Beziehungsgefüge keine wesentliche 
Rolle. Der Umgang zu dem Kind 
würde hier bedeuten, erst engere 
Beziehungen zu ihm zu schaffen. 
Klein- und Kleinstkinder verlieren 
nach verhältnismäßig kurzer Tren­
nung bereits die Vorstellung von 
dem anderen Elternteil. Zu beachten 
ist auch, daß das Kind bei einer 
evtl, neuen Eheschließung des Er­
ziehungsberechtigten eine dritte Per­
son als Elternteil empfindet und 
respektiert, was bei einer Umgangs­
regelung die Möglichkeit des Ent­
stehens von Konfliktsituationen für 
das Kind nicht ausschließt. Diese 
Kriterien sind u. E. richtungweisend, 
das gesellschaftliche Interesse beim 
Umgang des Nichterziehungsberech­
tigten zu den Kindern im gericht­
lichen Verfahren zu gewährleisten.
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